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Studie zeigt Bauplan gegen Wohnungsnot
Mitglieder des „Runden Tischs Preiswerter Wohnraum“ debattieren vor allem über Barrierefreiheits-Quote

Häuser aufstocken, höher 
bauen, verdichten – und 
eine Sozialquote einfüh-
ren: Die Wohnungsmarkt-
studie empfiehlt schnelles 
Handeln um die Woh-
nungsnot bis 2020 zu lin-
dern. Denn: Die Einwoh-
nerzahl werde wachsen. 

Fortsetzung von Seite 1 
von Björn Wisker

Marburg. Die Universitätsstadt 
steht vor einem Bevölkerungs-
Boom: In den kommenden fünf 
Jahren werden den Berechnun-
gen des Instituts Inwis zufolge 
etwa 1500 Einwohner mehr in 
Marburg leben. Bedingt werde 
das nicht nur durch Studenten, 
vor allem Bewohner aus dem 
Umland und Familien ziehe es 
in die Stadt. „In den Statistiken 
ist das noch nicht klar sichtbar, 
aber Makler in der Region er-
kennen einen Trend vom Land 
zurück in die Stadt“, sagt Janine 
Constant, Inwis-Ingenieurin. 

Marburgs Wohnungsproble-
me drohen sich somit zu ver-
schärfen: Bereits jetzt fehlen 
laut Wohnungsmarktstudie 350 
Apartments, bis 2020 müssten 
1600 zusätzliche entstehen – 
und zwar in den nachgefragten, 
beliebten Zonen wie der Kern-
stadt sowie Cappel, Wehrda und 
Marbach. „Die Wohnungen, die 
Marburg benötigt, sollten dort 

Hunderte Wohnungen fehlen derzeit, in den kommenden Jahren wird der Bedarf in Marburg weiter steigen . Foto-Montage: Sven Geske

Wohnheim bleibt bis 2015 verwaist
Richtsberg-Brand vom Juni: Die Ermittler haben keine Hinweise auf den Brandstifter
Die Bewohner des Studen-
tenwohnheims Am Richts-
berg 66 müssen nach  
einer Brandstiftung noch 
monatelang in den  
Notquartieren leben.

von Björn Wisker

Marburg. Wie das Marburger 
Studentenwerk auf OP-Nach-
frage mitteilt, geht man der-
zeit von einem Wiederein-
zug Anfang 2015 aus.  „Eine  
Belegung bis Ende des Jahres ist 
nicht zu erwarten“, sagt Fran-
ziska Busch, Sprecherin des Stu-
dentenwerks. Ursprünglich hat-
te der Vermieter einen Wieder-
einzug im Laufe des September 
in Aussicht gestellt. Grund für 
die Verzögerung sind laut Busch 
neue Brandschutzanforderun-

gen. „Aus Sicht des Brandschut-
zes ist mit dem Brandereignis 
ein neuer Status quo eingetre-
ten. Das Gebäude muss im Rah-
men einer sogenannten Ge-
fährdungsbeurteilung neu be-
wertet werden um zu gewähr-
leisten, dass das Haus vor ei-
ner Neubelegung den aktuells-
ten Brandschutzanforderungen 
entspricht“, sagt Busch. 

Momentan leben 34 Familien, 
100 Personen, in Notunterkünf-
ten in der alten Kindertagesstät-
te, in den Wohnungen der Uni-
klinik (Sonnenblickallee) und 
im Seniorenzentrum Sudeten- 
straße.

Bei dem Brand im Juni, bei 
dem 280 Mieter aus dem Haus 
gerettet  werden mussten, geht 
die Polizei von Brandstiftung 
aus. Wie die Staatsanwaltschaft 
auf OP-Anfrage mitteilt, gibt es 
aber weiterhin keine 

neuen Ermittlungserkenntnis-
se. „Es wurde intensiv nach ei-
ner Person gesucht, die in der 
Geschehensnacht das Haus be-
trat. Die Person konnte bisher 
trotz umfangreicher Ermittlun-
gen nicht identifiziert werden“, 

sagt Annemarie Petri, Presse-
sprecherin der Staatsanwalt-
schaft. Die von der Gebäude-
versicherung ausgelobte Beloh-
nung in Höhe von 5000 Euro 
verlief bislang erfolglos, ebenso 
die Zeugenaufrufe in der OP.

Bei dem Brand im Juni wurden 280 Bewohner gerettet.  Archivfoto

Die Muse küsst einen oft zu 
Zeiten und bei Anlässen, die 
ungünstig wirken. Das spürte 
in den vergangenen Tagen  
OP-Leser Wolfgang Sutter, der  
einen Herbstspaziergang 
durch Biedenkopfs Altstadt 
machte. „Verkommene  Bau-
substanz, verrottende Häuser. 
Ich bin erschüttert und fas-
sungslos“, schreibt er der  
Redaktion per Mail. Bieden-
kopfs Bauten inspirierten  
Sutter zu einem Gedicht. Er 
dichtete diese Zielen (Auszug): 
„Ein Städtchen, schmuck, von 
fern besehen, das leuchtet 
dort im Sonnenschein – so 
heiter mir entgegen. So 
möcht‘ ich gern von Nahem 
sehen und neugierig die en-
gen Gassen selbst begehen. 
Doch – in derselben Flucht er-
schau ich Grauen, zerschun-
den, ärmlich, steht es da. Was 
einst das Auge konnt erbauen, 
was einst so stolz und herrlich 
war. Zernagt, zerfressen, abge-
blättert alle Farbe, ein traurig 
Bild verlor‘ner Pracht. Die Zeit 
schlug manche böse Narbe,
nun senkt sich sterbensbleich 
die Nacht.“ 

Melancholie – und Marburg 
atmet auf, dass die Oberstadt 
ihr Flair noch besitzt.

liebe leserin, 
lieber leser!

entstehen und im niedrigen 
und mittleren Preissegment an-
gesiedelt sein“, sagt Constant. 

Nach OP-Informationen hat 
die Stadtentwicklung eine Kar-
te erstellt, auf welcher sichtbar 
ist, welche Grundstücke aktuell 
sowie in den nächsten fünf bis 
zehn Jahren noch bebaut wer-
den könnten.  „Wenn alle Ka-
pazitäten ausgeschöpft werden, 
hat Marburg genug Bauflächen 
für dieses Wohnungsvolumen“, 
sagt Janine Constant von Inwis. 
Ergo: Es gibt demnach in der 

Kernstadt und den angrenzen-
den Stadtteilen Platz für mehr 
als 1500 Wohnungen. Möglich 
sei das etwa dadurch, dass Ge-
werbeflächen umgenutzt wer-
den. Vor allem: Marburg müsse 
Grundstücke, wo Häuser nicht 
zu eng aneinander stehen, mit 
Neubauten verdichten. Beste-
hende Immobilien könnten 
um Etagen aufgestockt, Dach-
geschosse ausgebaut werden. 
„Kleinteilige Entwicklungen 
könnten eine Lösung sein. Denn 
man kann hier nicht in die Flä-
che bauen, große Industriebra-
chen gibt es ebenfalls keine“, 
sagt Regina Höbel, Ingenieurin 
von Inwis.

sozialwohnungs-Quote 
wird wohl eingeführt

Allein um die Angebotsquote 
für Niedriglöhner – also preis-
günstigen Wohnraum (laut In-
wis: circa 6,50 Euro Kaltmiete 
pro Quadratmeter) zu halten, 
„ist ein Neubau von 270 preis-
günstigen, öffentlich geförder-
ten Wohnungen bis 2018 erfor-
derlich“. Wolle die Kommune 
die Zahl leicht steigern (zwei 
Prozent), müssten 450 Sozial-
wohnungen her – das würde 
laut Inwis mehr als ein Drittel 
der jährlich nötigen Bautätig-

keit ausmachen. Daher zeich-
net sich die Einführung ei-
ner verbindlichen Sozialwoh-
nungs-Quote für Investoren ab: 
Wie die OP bereits am Diens-
tag berichtete, strebt der Magis-
trat an, Baugenehmigungen nur 
noch dann zu erteilen, wenn für 
zehn bis 20 Prozent der gebau-
ten Wohnungen Billig-Mieten 
gelten. „Wir werden um diesen 
Schritt nicht herumkommen“, 
sagt Oberbürgermeister Egon 
Vaupel (SPD). Er warnt aber vor 
einer zu hohen Quote, die In-
vestoren verschrecke.  Gerhard 
Haberle von der Lokalen Agen-
da Stadtentwicklung fordert in-
des eine Quote von mehr als 30 
Prozent. „In Marburg wird an 
den unattraktivsten Ecken ge-
baut, an Bahngleisen und an der 
Autobahn. Die Angst, das In-
vestoren abgeschreckt werden, 
ist unbegründet“, sagt er. „Ge-
nerell gilt: Neubau ist nicht al-
les. Vor allem der Bestand muss 
aus- und umgebaut werden“, 
sagt Höbel.

Laut Inwis sollte es der Stadt 
auch Sorgen bereiten, dass 
junge Familien und Berufs-
einsteiger kaum Chancen auf 
dem Wohnungsmarkt haben –  
weder bei Eigentum, noch bei 
Mietapartments. Entweder  
zögen diese wegen günstige-

rer Preise nach Cölbe, Weimar, 
Ebsdorfergrund, Lahntal und 
Gießen – oder blieben in zwar 
bezahlbareren, aber für Fami-
lien zu kleinen Wohnungen in 
Marburg. „Damit bleiben Um-
zugsketten aus. Leute, die etwas 
mehr bezahlen würden, blei-
ben mangels Angeboten in ih-
ren günstigeren Wohnungen. 
Diese werden wiederum für 
Leute mit weniger Einkommen 
dann nicht frei“, erklärt Con-
stant. „Familien sind ein wich-
tiger Motor für die Stadt, deren 
Fortzug gilt es zu stoppen“, sagt 
sie. Dazu müsse auch das Ange-
bot im mittleren Preissegment 
erhöht werden.

barrierefreiheit ist  
Top-Thema in Gremium

Mindestens 50 Prozent der neu 
gebauten Geschosswohnun-
gen sollten laut Inwis barriere-
arm bis barrierefrei sein. Daran 
entzündete sich beim „Runden 
Tisch Preiswerter Wohnraum“ 
am Mittwochabend eine lan-
ge Debatte. Alleine wegen der 
demografischen Entwicklung, 
dem Trend dass in der Stadt vor  
allem die Altersgruppen 50+ 
und 65+ wachsen werde, müs-
se auch der ältere Immobilien-
bestand – in kommunalem wie 

in privatem Besitz – umgebaut 
werden, heißt es in der Studie. 
Problem: „Für Privatvermieter 
ist der Umbau nicht nötig, weil 
ihre Wohnungen problemlos 
vermarktbar sind“, sagt Höbel.

Neben den Flächen für 1500 
Wohnungen in Kernstadt und 
den angrenzenden Stadtteilen, 
ist laut Inwis der Bau von 400 
weiteren in den Außenstadttei-
len möglich. „Dort muss man 
nicht mehr Bauland ausweisen. 
Innenentwicklung und Innen-
stadtentwicklung ist wichtiger“, 
sagt Höbel.

Der Bedarf an bezahlbarem, 
studierendengerechtem 
Wohnraum kann – trotz Aus-
bau in Hessen – nicht ge-
deckt werden. Das befürchtet 
das Deutsche Studentenwerk 
(DSW). Obwohl derzeit bun-
desweit mehr als 11 000 Plät-
ze in Bau oder geplant sind, 
rutscht laut DSW-Angaben die 
Versorgungsquote von öffent-
lich geförderten Wohnheim-
plätze in Relation zur Zahl der 
Studierenden auf weniger als 
zehn Prozent – Tiefstwert seit 
1991.

Wohnheime

Meldungen

brotback-Aktion  
bei erntedankfest
Michelbach. Konfirmanden in 
Michelbach backen Brot für Ar-
me: Die Mühlenbäckerei in Cal-
dern öffnet für die Jugendlichen 
die Backstube, das Brot verkau-
fen sie während eines Ernte-
dankfests am Sonntag, 14 Uhr 
(Michelbacher Straße 4, Scheu-
ne der Familie Sell). Das einge-
nommende Geld kommt Kin-
der- und Jugendbildungspro-
jekten zugute.

Gas in Hauptpost
Marburg. Gas-Alarm im Haupt-
postamt: Zwei Mitarbeiter 
schredderten am Donnerstag-
abend alte Briefe, als einem der 
beiden schlecht und schwinde-
lig wurde. Die Feuerwehr stellte 
später eine hohe Konzentration 
Kohlenstoffmonoxid fest, lüfte-
te das Gebäude. Die Ursache ist 
noch unklar, könnte aber durch 
eine beschädigte Batterie aus-
gelöst worden sein.

Finanzausgleich: 
Vaupel ist „total 
ernüchtert“
von Björn Wisker

Marburg. Die Neuregelung des 
Kommunalen Finanzausgleichs 
(KFA) ruft die Kritik von Ober-
bürgermeister Egon Vaupel 
(SPD) hervor. „Totale Ernüchte-
rung ist auf die Hoffnung gefolgt, 
die nach dem Urteil zur Neube-
rechnung aufkam“, sagt er auf 
OP-Anfrage. Die Bedarfe der 
hessischen Kommunen würden 
„nicht aufgefangen“. Vor Kur-
zem hätten vor allem die Vertre-
ter der Sonderstatusstädte im 
Hessischen Städtetag noch ge-
hofft, dass es künftig zu einer Er-
höhung auf 4,5 Milliarden Euro 
komme. „Wären es dann 4,4 
oder 4,3 Milliarden geworden,  
wäre das auch noch ein gutes 
Signal gewesen“, sagt Vaupel. 
Jedoch sei nach der Ankündi-
gung des Finanzministeriums 
klar, dass „wir auch in Marburg 
unsere Standards nicht mehr 
halten werden können“. Gerade 
bei den freiwilligen Leistungen 
– auch in den Bereichen Kultur 
und Sport– droht ein Einschnitt, 
eventuell schon beim Doppel-
haushalt 2015/2016, der aktuell 
in der Verwaltung beraten wird. 
Vaupel will nun die Details des 
neuen KFA abwarten. 

Das Land hatte nach einer  
erfolgreichen Klage der Stadt 
Alsfeld den Finanzausgleich neu 
berechnet – mehr Geld bekom-
men die Städte und Landkreise 
nicht, hatte das Finanzministe-
rium am Dienstagabend mit-
geteilt. Es bleibt, wie bereits im  
alten System berechnet, bei vier 
Milliarden Euro. Der hessische 
Landkreistag bezeichnet die  
Höhe der Zuschläge als „Gna-
denakt, aber keine Verbes-
serung“.
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